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Text 

Entschädigung aus mehreren Versicherungsfällen 

§ 149l. (1) Wird ein Versehrter neuerlich durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit 
geschädigt und beträgt die durch diese neuerliche Schädigung allein verursachte Minderung der 
Erwerbsfähigkeit mindestens 10%, so ist die Entschädigung aus diesen mehreren Versicherungsfällen 
nach Maßgabe der Abs. 2 bis 3 festzustellen, sofern die Gesamtminderung der Erwerbsfähigkeit 20% (bei 
Mitberücksichtigung einer Berufskrankheit im Sinne des § 148e Abs. 2 50%) erreicht. Bei der 
Feststellung der Gesamtminderung der Erwerbsfähigkeit sind, sofern im Zusammenhang mit dem 
neuerlichen Arbeitsunfall oder der neuerlichen Berufskrankheit dadurch eine zusätzliche 
Beeinträchtigung bewirkt wird, auch zu berücksichtigen: 

 a) ein Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit nach den §§ 175 bis 177 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955; 

 b) ein Dienstunfall oder eine Berufskrankheit nach den §§ 90 bis 92 des Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 200/1967; 

 c) eine anerkannte Schädigung nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152, dem 
Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, bzw. dem Opferfürsorgegesetz, BGBl. 
Nr. 183/1947; 

 d) eine anerkannte Schädigung nach dem Bundesgesetz über die Gewährung von Hilfeleistungen an 
Opfer von Verbrechen, BGBl. Nr. 288/1972, 
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 e) ein Unfall bzw. eine Krankheit nach § 76 Abs. 2 bis 4 des Strafvollzugsgesetzes, BGBl. 
Nr. 144/1969; 

 f) Schäden, für die nach Maßgabe des Impfschadengesetzes, BGBl. Nr. 371/1993, Entschädigung 
zu leisten ist; 

 g) Schädigungen, die von einer auf landesgesetzlichen Vorschriften beruhenden 
Unfallfürsorgeeinrichtung anerkannt sind. 

(2) Spätestens vom Beginn des dritten Jahres nach dem Eintritt des neuerlichen Versicherungsfalles 
nach diesem Bundesgesetz an ist die Rente nach dem Grad der durch alle Versicherungsfälle nach diesem 
Bundesgesetz verursachten Minderung der Erwerbsfähigkeit festzustellen. Bei einer verspäteten 
Feststellung der Gesamtrente sind die bis zur Wirksamkeit der Gesamtrentenbildung ausbezahlten 
Betriebsrenten als zurecht erbracht anzusehen. Die Gesamtrentenfeststellung setzt eine Änderung der 
Verhältnisse (§ 148h Abs. 1) nicht voraus und ist an die Grundlagen für die Berechnung der vorläufigen 
Rente nicht gebunden. Eine abgefundene Betriebsrente ist bei Bildung der Gesamtrente so zu 
berücksichtigen, daß die Gesamtrente um den Betrag gekürzt wird, der dem Grad der der abgefundenen 
Rente zugrundegelegten Minderung der Erwerbsfähigkeit entspricht. 

(3) Eine Gesamtrente gemäß Abs. 2 ist auch zu bilden, wenn neben einer Versehrtenrente für einen 
vor dem 1. Jänner 1999 eingetretenen Versicherungsfall, für den gemäß § 28 ASVG die 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern leistungszuständig ist, ein Anspruch auf eine Betriebsrente besteht. 
Liegt die Leistungshöhe der in die Gesamtrente einzubeziehenden Versehrtenrente über der 
Leistungshöhe der nach den Regeln des Abs. 2 ermittelten Gesamtrente, gebührt die Gesamtrente in der 
Höhe der Versehrtenrente. 
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